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Die Berufung der Kiagerin gegen das Urteil des
Amtsgerichts Monchengladbach vom 29.04.2003 wird
zurickgewiesen.

Die Klagerin tragt die Kosten des Berufungsverfahrens

Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Entscheidungsgriinde

- von der Abfassung des Tatbestandes wird unter Bezugnahme auf denn Tatbestand
der angefochtenen Entscheidung gemaR §§ 540 I Nr. 1, 313 a ZPO abgesehen -

Die Berufung ist zulassig Das Amtsgericht hat die Berufung gema®l § 511 Il Nr. 2
ZPO zugelassen. Sie wurde auch form- und fristgerecht eingelegt und begrundet, §§
517, 519, 520 ZPO.

i
Die Berufung ist jedoch nicht begrindet.

Die seitens des Amitsgerichts auf der Grundlage der erstinstanzlichen
Beweisaufnahme getroffenen Feststellungen sind von der Berufungsfiihrerin nicht
angegriffen worden und insoweit fir das Berufungsgericht bindend. Die auf dieser
tatsachlichen Grundlage futenden rechtlichen Ausfihrungen des Amtsgerichts sind
jedoch entgegen der Ansicht der Klagerin nicht zu beanstanden.

1) Rechtlich zutreffend hat das Amtsgericht ausgefithrt. dass zwischen den Parteien
_kein Vertragsverhaltnis besteht, da die Beklagte nicht Anbieterin des Intelligenztests
war. Die Ansicht der Kligerin, dass es sich um eine gemeinsame Vertragsleistung
des Intelligenztestanbieters und der Beklagten handele, Gberzeugt nicht. Denn die
Beklagte hat dem Anbieter des Intelligenztests und nicht etwa der Klagerin einen
webdialer als Abrechnungssoftware zur Verfugung gestellt. Nur der Anbieter des
Intelligenztests ist eine vertragliche Beziehung zur Klagerin eingegangen. Vom
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Empfangerhorizont der Klagerin als Internetnutzerin aus betrachtet wollte sie namlich
lediglich die Dienstleistung des webmasters in Anspruch nehmen, d.h. den vom
webmaster offerierten Intelligenztest durchfihren. Die Beklagte fungierte insoweit
nur als Vermittler und stelite dem Anbieter des Intelligenztests lediglich die
technischen Voraussetzungen zur Verfugung, um seine Leistung gegeniiber dem
Internetnutzer abrechnen zu konnen Die Beklagte selbst trat gegeniber dem
Nutzer, sprich der Klagerin, auch nicht als Inkassostelle auf. Die Beklagte stand
vielmehr ausschlie8lich in vertraglichem Kontakt zum webmaster und bot diesem
ihre technischen Leistungen gegen Zahlung einer Provision an.

Eine abweichende Bewertung ergibt sich auch nicht daraus, dass fur die Klagerin —
zumindest nach dem Vortrag der Beklagten — beim Start der Software ein
ausdricklicher Hinweis auf die kostenpflichtige Nummer der Beklagten eingeblendet
wurde. Denn die Klagerin nutzte insoweit weder im Eigentum der Beklagten
stehende Leitungen noch ein ihr von der Beklagten gemachtes Angebot. Es ging ihr
vielmehr ausschlielich um den von dem webmaster angebotenen Intelligenztest.
Einen Vertragsschluss zwischen der Beklagten und der Kiagerin vermag die Kammer
vor diesem Hintergrund nicht festzustellen.

2) Zuzustimmen ist des weiteren den Ausfiihrungen des Amtsgerichts, dass die
Beklagte grundsatzlich eine erhohte Darlegungslast dafir trifft, dass nicht sie,
sondern ein Dritter den Intelligenztest angeboten hat. Unabhidngig davon, dass dies
mittlerweile unstreitig ist, kann von der Beklagten im vorliegenden Fall auch kein
weitarer Vortrag erwartet werden. Denn die Beklagte hatte gegentiber der Klagerin —
wie die Beweiswirdigung des Amtsgerichts ergeben hat — keinen Wissensvorsprung
im Hinblick auf die Identitdit des Betreibers der Software. Diesbezliglich kann
vollumfénglich auf die Ausfuhrungen des Amtsgerichts Bezug genommen werden.

3) Gemah der erstinstanzlichen Feststellungen ist der Klagerin auch der Nachwesis,
dass die Beklagte einen unseriésen dialer verwendet hat, ein entsprechender
Hinweis auf die Entgeltlichkeit des Intelligenztests unterblieben ist und der dialer die
0190er-Verbindung ohne Zustimmung der Klagerin aufbaute, nicht gelungen.

Die Klagerin konnte im vorliegenden Fall von der Beklagten letztlich auch keine
Sicherheitsvorkehrungen gegen den Missbrauch ihres dialers erwarten. Auch aus
diesem Gesichtspunkt ergibt sich keine Umkehr der Darlegungs- bzw. Beweislast.
Offen bleiben kann insoweit die Frage, ob eine Sicherung fur die Beklagte seinerzeit
technisch mdéglich gewesen ware, denn von einer Abrechnungssoftware als solcher
geht grundsatzlich keine Gefahr aus. Der Umstand, dass man sie entsprechend
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manipulieren kann, berechtigt nicht, der Beklagten erhdhte Sicherheitspflichten
aufzuerlegen, um einen Manipulation des dialers zu verhindern oder zumindest den
webmaster ermittein zu kdnnen. Denn die meisten Sachen oder Gegenstande — und
letztlich gilt das auch far Computerprogramme — kdnnen zweckentfremdet werden,
ohne dass man den Herstellern derartiger Gegenstande deshalb besondere
Sorgfaits- oder gar Produktbeobachtungspflichten auferiegen worden. Nichts
anderes kann fur Softwareprogramme gelten. Dies entspricht im Obrigen auch der
Wertung im Rahmen von § 8 TDG.

Es ist darber hinaus weder ersichtlich noch vorgetragen, dass derartige
SicherungsmaRnahmen gerade bei webdialern zum Standard gehodrten und die
Beklagte insoweit weniger getan hatte als aligemein Ublich. Ergdnzend ist zu
berucksichtigen, dass die Kidgerin selbst es zu verantworten hat, dass die
entsprechenden Verbindungsdaten auf ihnrem PC nicht mehr vorhanden sind und der
Anbieter insoweit nicht mehr ermittelt werden kann. Vor diesem Hintergrund bleibt es
bei der Darlegungs- und Beweislast der Kiagerin.

4) Zutreffend hat das Amtsgericht des weiteren ausgefihrt, dass die Beklagte zwar
grundsétzlich auch als Ubermittler entsprechende Sorgfaltspflichten treffen, die
Beklagte gemaf §§ 6, 7 TDG jedenfalls aber nicht verpflichtet ist, Uber das Internet-
Angebot eines Dritten zu informieren. Inwieweit sie Uber ihre eigene Leistung
ausreichend informiert hat ist in diesem Zusammenhang unerheblich, da der
Klagerin hieraus kein Schaden entstanden ist bzw. eine ausfihrliche Information
uber das Internet-Angebot der Beklagten den Schaden vorliegend nicht verhindert
hatte.

6) Auch aus §§ 8 Il, 9 TDG ergibt sich eindeutig, dass Diensteanbieter, die — wie im
vorliegenden Fall die Beklagte — nur die technischen, inhaltsneutralen Mdglichkeiten
zur Verfiugung stellen (im Unterschied zu Diensteanbietern, die die Ubermittlung
veranlassen, den Adressat auswidhien oder die ubermittelten Informationen
auswahlen oder verdndern), nicht fiir den Inhalt fremder Seiten gerade stehen bzw.
diese (iberwachen mussen.

Der Nachweis aber, dass die Beklagte selbst einen unseribsen dialer verwendet
hatte ist der Kligerin — diesbeziiglich kann auf die vorstehenden Ausfilhrungen
Bezug genommen werden — nicht gelungen.

6) Eine Zahlungsanspruch der Klagerin ergibt sich auch nicht aus §§ 346, 361 a Il
BGB aF., § 3 | FernAbsG analog. Dahinstehen kann insoweit, ob die von der
Klagerin yertretene‘ analoge Anwendung auf untergeschobene Leistungen, also
Leistungen, die nicht auf einem Vertragsschluss beruhen, der durch eine willentliche
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Entscheidung des Nutzers zustande gekommen ist, in Betracht kommt. Denn die
Beklagte ist weder Vertragspartner der Kidgerin noch ist der Kiagerin der Nachweis
gelungen, dass die Beklagte einen unseritsen dialer verwendet und der Kiagerin
eine entgeltliche Leistung als unentgeitliche untergeschoben hatte.

7) Auch die rechtlichen Ausfithrungen des Amtsgerichts zum Bereicherungsrecht
sind nicht zu beanstanden.

Zutreffend hat das Amtsgericht ausgefthrt, dass § 812 1 S. 1 1. Alt BGB mangels
Leistung der Klagerin an die Beklagte ausscheide. Denn die Klagerin wollte nicht an
die Beklagte, sondern allenfalls an die Firma netcologne bzw. den Anbieter leisten.

Auch ein Anspruch aus § 812 1 1 2. Alt BGB kommt nicht in Betracht. Denn von der
Zahlung der Klagerin befindet sich im Vermégen der Beklagten unstreitig nur noch
die Provision, die die Beklagte gegentber dem Anbieter einbehalten hat. Diese
Provision fuhrt aber nicht zu einer Bereicherung der Beklagten auf Kosten der
Kiagerin. Der Vermdgensverlust der Klégerin und der Vermégenszuwachs der
Beklagten beruhen namlich nicht auf einem einheitlichen Bereicherungsvorgang.
Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
Entscheidung des Amtsgerichts verwiesen. '

8) Im Hinblick auf § 823 BGB kann ebenfalls auf die Ausfithrungen des Amtsgerichts
varwiesen werden. Auch hier giit im Rahmen einer Verletzung des allgemeinen
Personilichkeitsrechts, dass diese jedenfalls nicht der Beklagten sondern
gegebenenfalls dem Anbieter des Intelligenztests anzulasten ware. Der Nachweis,
dass der dialer der Beklagten die 0190er Nummer ohne Zustimmung der Klagerin
anwahlte ist der Kldgerin — wie bereits festgestelit — nicht gelungen.

.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Die Entscheidung (iber die vorldufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 10 ZPO
analog, § 713 ZPO.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fiir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

8
vert der ersten und zweiten instanz: 397,09 Euro

Vorsitzender Richter GERITS Richterin am Landgericht
e

am Landgericht

Ausgefertigt

oun | 1)

Jus!;mngeéte!!fe
als Urkundsbeamter der Geschaﬂsstelle

;f Q\l
OA’CLI \Xc;\\ ’

.....

]
Richterin

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

Leseschrift
28 116/03 Verkindet am 12.12.2003
5 C 286/02 SEED Justizamtsinspektorin
AG Mdnchengladbach als Urkundsbeamter der

Geschiftsstelle

LANDGERICHT MONCHENGLADBACH
IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Frau GRS S,

Klagerin und Berufungsklagerin,

Prozessbevolim4chtigter: )
oI

gegen

dico g R ges. vertreten durch den
L 3

Beklagte und Berufungsbekiagte,

Prozessbevolimachtigter: ARG
L

hat die 2. Zivilkammer

des Landgerichts Ménchengladbach

auf die mindliche Verhandlung vom 21.11.2003
durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht (il
die Richterin am Landgericht eSSl .:nd

die Ripnnan@nnn

fur Recht erkannt:

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de
2

Die Berufung der Kiagerin gegen das Urteil des
Amtsgerichts Monchengladbach vom 29.04.2003 wird
zurickgewiesen.

Die Klagerin tragt die Kosten des Berufungsverfahrens

Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Entscheidungsgriinde

- von der Abfassung des Tatbestandes wird unter Bezugnahme auf denn Tatbestand
der angefochtenen Entscheidung gemaR §§ 540 I Nr. 1, 313 a ZPO abgesehen -

Die Berufung ist zulassig Das Amtsgericht hat die Berufung gema®l § 511 Il Nr. 2
ZPO zugelassen. Sie wurde auch form- und fristgerecht eingelegt und begrundet, §§
517, 519, 520 ZPO.

i
Die Berufung ist jedoch nicht begrindet.

Die seitens des Amitsgerichts auf der Grundlage der erstinstanzlichen
Beweisaufnahme getroffenen Feststellungen sind von der Berufungsfiihrerin nicht
angegriffen worden und insoweit fir das Berufungsgericht bindend. Die auf dieser
tatsachlichen Grundlage futenden rechtlichen Ausfihrungen des Amtsgerichts sind
jedoch entgegen der Ansicht der Klagerin nicht zu beanstanden.

1) Rechtlich zutreffend hat das Amtsgericht ausgefithrt. dass zwischen den Parteien
_kein Vertragsverhaltnis besteht, da die Beklagte nicht Anbieterin des Intelligenztests
war. Die Ansicht der Kligerin, dass es sich um eine gemeinsame Vertragsleistung
des Intelligenztestanbieters und der Beklagten handele, Gberzeugt nicht. Denn die
Beklagte hat dem Anbieter des Intelligenztests und nicht etwa der Klagerin einen
webdialer als Abrechnungssoftware zur Verfugung gestellt. Nur der Anbieter des
Intelligenztests ist eine vertragliche Beziehung zur Klagerin eingegangen. Vom
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Empfangerhorizont der Klagerin als Internetnutzerin aus betrachtet wollte sie namlich
lediglich die Dienstleistung des webmasters in Anspruch nehmen, d.h. den vom
webmaster offerierten Intelligenztest durchfihren. Die Beklagte fungierte insoweit
nur als Vermittler und stelite dem Anbieter des Intelligenztests lediglich die
technischen Voraussetzungen zur Verfugung, um seine Leistung gegeniiber dem
Internetnutzer abrechnen zu konnen Die Beklagte selbst trat gegeniber dem
Nutzer, sprich der Klagerin, auch nicht als Inkassostelle auf. Die Beklagte stand
vielmehr ausschlie8lich in vertraglichem Kontakt zum webmaster und bot diesem
ihre technischen Leistungen gegen Zahlung einer Provision an.

Eine abweichende Bewertung ergibt sich auch nicht daraus, dass fur die Klagerin —
zumindest nach dem Vortrag der Beklagten — beim Start der Software ein
ausdricklicher Hinweis auf die kostenpflichtige Nummer der Beklagten eingeblendet
wurde. Denn die Klagerin nutzte insoweit weder im Eigentum der Beklagten
stehende Leitungen noch ein ihr von der Beklagten gemachtes Angebot. Es ging ihr
vielmehr ausschlielich um den von dem webmaster angebotenen Intelligenztest.
Einen Vertragsschluss zwischen der Beklagten und der Kiagerin vermag die Kammer
vor diesem Hintergrund nicht festzustellen.

2) Zuzustimmen ist des weiteren den Ausfiihrungen des Amtsgerichts, dass die
Beklagte grundsatzlich eine erhohte Darlegungslast dafir trifft, dass nicht sie,
sondern ein Dritter den Intelligenztest angeboten hat. Unabhidngig davon, dass dies
mittlerweile unstreitig ist, kann von der Beklagten im vorliegenden Fall auch kein
weitarer Vortrag erwartet werden. Denn die Beklagte hatte gegentiber der Klagerin —
wie die Beweiswirdigung des Amtsgerichts ergeben hat — keinen Wissensvorsprung
im Hinblick auf die Identitdit des Betreibers der Software. Diesbezliglich kann
vollumfénglich auf die Ausfuhrungen des Amtsgerichts Bezug genommen werden.

3) Gemah der erstinstanzlichen Feststellungen ist der Klagerin auch der Nachwesis,
dass die Beklagte einen unseriésen dialer verwendet hat, ein entsprechender
Hinweis auf die Entgeltlichkeit des Intelligenztests unterblieben ist und der dialer die
0190er-Verbindung ohne Zustimmung der Klagerin aufbaute, nicht gelungen.

Die Klagerin konnte im vorliegenden Fall von der Beklagten letztlich auch keine
Sicherheitsvorkehrungen gegen den Missbrauch ihres dialers erwarten. Auch aus
diesem Gesichtspunkt ergibt sich keine Umkehr der Darlegungs- bzw. Beweislast.
Offen bleiben kann insoweit die Frage, ob eine Sicherung fur die Beklagte seinerzeit
technisch mdéglich gewesen ware, denn von einer Abrechnungssoftware als solcher
geht grundsatzlich keine Gefahr aus. Der Umstand, dass man sie entsprechend
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manipulieren kann, berechtigt nicht, der Beklagten erhdhte Sicherheitspflichten
aufzuerlegen, um einen Manipulation des dialers zu verhindern oder zumindest den
webmaster ermittein zu kdnnen. Denn die meisten Sachen oder Gegenstande — und
letztlich gilt das auch far Computerprogramme — kdnnen zweckentfremdet werden,
ohne dass man den Herstellern derartiger Gegenstande deshalb besondere
Sorgfaits- oder gar Produktbeobachtungspflichten auferiegen worden. Nichts
anderes kann fur Softwareprogramme gelten. Dies entspricht im Obrigen auch der
Wertung im Rahmen von § 8 TDG.

Es ist darber hinaus weder ersichtlich noch vorgetragen, dass derartige
SicherungsmaRnahmen gerade bei webdialern zum Standard gehodrten und die
Beklagte insoweit weniger getan hatte als aligemein Ublich. Ergdnzend ist zu
berucksichtigen, dass die Kidgerin selbst es zu verantworten hat, dass die
entsprechenden Verbindungsdaten auf ihnrem PC nicht mehr vorhanden sind und der
Anbieter insoweit nicht mehr ermittelt werden kann. Vor diesem Hintergrund bleibt es
bei der Darlegungs- und Beweislast der Kiagerin.

4) Zutreffend hat das Amtsgericht des weiteren ausgefihrt, dass die Beklagte zwar
grundsétzlich auch als Ubermittler entsprechende Sorgfaltspflichten treffen, die
Beklagte gemaf §§ 6, 7 TDG jedenfalls aber nicht verpflichtet ist, Uber das Internet-
Angebot eines Dritten zu informieren. Inwieweit sie Uber ihre eigene Leistung
ausreichend informiert hat ist in diesem Zusammenhang unerheblich, da der
Klagerin hieraus kein Schaden entstanden ist bzw. eine ausfihrliche Information
uber das Internet-Angebot der Beklagten den Schaden vorliegend nicht verhindert
hatte.

6) Auch aus §§ 8 Il, 9 TDG ergibt sich eindeutig, dass Diensteanbieter, die — wie im
vorliegenden Fall die Beklagte — nur die technischen, inhaltsneutralen Mdglichkeiten
zur Verfiugung stellen (im Unterschied zu Diensteanbietern, die die Ubermittlung
veranlassen, den Adressat auswidhien oder die ubermittelten Informationen
auswahlen oder verdndern), nicht fiir den Inhalt fremder Seiten gerade stehen bzw.
diese (iberwachen mussen.

Der Nachweis aber, dass die Beklagte selbst einen unseribsen dialer verwendet
hatte ist der Kligerin — diesbeziiglich kann auf die vorstehenden Ausfilhrungen
Bezug genommen werden — nicht gelungen.

6) Eine Zahlungsanspruch der Klagerin ergibt sich auch nicht aus §§ 346, 361 a Il
BGB aF., § 3 | FernAbsG analog. Dahinstehen kann insoweit, ob die von der
Klagerin yertretene‘ analoge Anwendung auf untergeschobene Leistungen, also
Leistungen, die nicht auf einem Vertragsschluss beruhen, der durch eine willentliche
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Entscheidung des Nutzers zustande gekommen ist, in Betracht kommt. Denn die
Beklagte ist weder Vertragspartner der Kidgerin noch ist der Kiagerin der Nachweis
gelungen, dass die Beklagte einen unseritsen dialer verwendet und der Kiagerin
eine entgeltliche Leistung als unentgeitliche untergeschoben hatte.

7) Auch die rechtlichen Ausfithrungen des Amtsgerichts zum Bereicherungsrecht
sind nicht zu beanstanden.

Zutreffend hat das Amtsgericht ausgefthrt, dass § 812 1 S. 1 1. Alt BGB mangels
Leistung der Klagerin an die Beklagte ausscheide. Denn die Klagerin wollte nicht an
die Beklagte, sondern allenfalls an die Firma netcologne bzw. den Anbieter leisten.

Auch ein Anspruch aus § 812 1 1 2. Alt BGB kommt nicht in Betracht. Denn von der
Zahlung der Klagerin befindet sich im Vermégen der Beklagten unstreitig nur noch
die Provision, die die Beklagte gegentber dem Anbieter einbehalten hat. Diese
Provision fuhrt aber nicht zu einer Bereicherung der Beklagten auf Kosten der
Kiagerin. Der Vermdgensverlust der Klégerin und der Vermégenszuwachs der
Beklagten beruhen namlich nicht auf einem einheitlichen Bereicherungsvorgang.
Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
Entscheidung des Amtsgerichts verwiesen. '

8) Im Hinblick auf § 823 BGB kann ebenfalls auf die Ausfithrungen des Amtsgerichts
varwiesen werden. Auch hier giit im Rahmen einer Verletzung des allgemeinen
Personilichkeitsrechts, dass diese jedenfalls nicht der Beklagten sondern
gegebenenfalls dem Anbieter des Intelligenztests anzulasten ware. Der Nachweis,
dass der dialer der Beklagten die 0190er Nummer ohne Zustimmung der Klagerin
anwahlte ist der Kldgerin — wie bereits festgestelit — nicht gelungen.

.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Die Entscheidung (iber die vorldufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 10 ZPO
analog, § 713 ZPO.

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fiir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

8
vert der ersten und zweiten instanz: 397,09 Euro

Vorsitzender Richter GERITS Richterin am Landgericht
e

am Landgericht

Ausgefertigt

oun | 1)

Jus!;mngeéte!!fe
als Urkundsbeamter der Geschaﬂsstelle

;f Q\l
OA’CLI \Xc;\\ ’

.....

]
Richterin

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

Leseschrift
28 116/03 Verkindet am 12.12.2003
5 C 286/02 SEED Justizamtsinspektorin
AG Mdnchengladbach als Urkundsbeamter der

Geschiftsstelle

LANDGERICHT MONCHENGLADBACH
IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Frau GRS S,

Klagerin und Berufungsklagerin,

Prozessbevolim4chtigter: )
oI

gegen

dico g R ges. vertreten durch den
L 3

Beklagte und Berufungsbekiagte,

Prozessbevolimachtigter: ARG
L

hat die 2. Zivilkammer

des Landgerichts Ménchengladbach

auf die mindliche Verhandlung vom 21.11.2003
durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht (il
die Richterin am Landgericht eSSl .:nd

die Ripnnan@nnn

fur Recht erkannt:

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de


Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de
Internet-Zeitschrift für Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de

http://www.jurpc.de

Internet-Zeitschrift fir Rechtsinformatik und Informationsrecht - http://www.jurpc.de
2

Die Berufung der Kiagerin gegen das Urteil des
Amtsgerichts Monchengladbach vom 29.04.2003 wird
zurickgewiesen.

Die Klagerin tragt die Kosten des Berufungsverfahrens

Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Entscheidungsgriinde

- von der Abfassung des Tatbestandes wird unter Bezugnahme auf denn Tatbestand
der angefochtenen Entscheidung gemaR §§ 540 I Nr. 1, 313 a ZPO abgesehen -

Die Berufung ist zulassig Das Amtsgericht hat die Berufung gema®l § 511 Il Nr. 2
ZPO zugelassen. Sie wurde auch form- und fristgerecht eingelegt und begrundet, §§
517, 519, 520 ZPO.

i
Die Berufung ist jedoch nicht begrindet.

Die seitens des Amitsgerichts auf der Grundlage der erstinstanzlichen
Beweisaufnahme getroffenen Feststellungen sind von der Berufungsfiihrerin nicht
angegriffen worden und insoweit fir das Berufungsgericht bindend. Die auf dieser
tatsachlichen Grundlage futenden rechtlichen Ausfihrungen des Amtsgerichts sind
jedoch entgegen der Ansicht der Klagerin nicht zu beanstanden.

1) Rechtlich zutreffend hat das Amtsgericht ausgefithrt. dass zwischen den Parteien
_kein Vertragsverhaltnis besteht, da die Beklagte nicht Anbieterin des Intelligenztests
war. Die Ansicht der Kligerin, dass es sich um eine gemeinsame Vertragsleistung
des Intelligenztestanbieters und der Beklagten handele, Gberzeugt nicht. Denn die
Beklagte hat dem Anbieter des Intelligenztests und nicht etwa der Klagerin einen
webdialer als Abrechnungssoftware zur Verfugung gestellt. Nur der Anbieter des
Intelligenztests ist eine vertragliche Beziehung zur Klagerin eingegangen. Vom
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Empfangerhorizont der Klagerin als Internetnutzerin aus betrachtet wollte sie namlich
lediglich die Dienstleistung des webmasters in Anspruch nehmen, d.h. den vom
webmaster offerierten Intelligenztest durchfihren. Die Beklagte fungierte insoweit
nur als Vermittler und stelite dem Anbieter des Intelligenztests lediglich die
technischen Voraussetzungen zur Verfugung, um seine Leistung gegeniiber dem
Internetnutzer abrechnen zu konnen Die Beklagte selbst trat gegeniber dem
Nutzer, sprich der Klagerin, auch nicht als Inkassostelle auf. Die Beklagte stand
vielmehr ausschlie8lich in vertraglichem Kontakt zum webmaster und bot diesem
ihre technischen Leistungen gegen Zahlung einer Provision an.

Eine abweichende Bewertung ergibt sich auch nicht daraus, dass fur die Klagerin —
zumindest nach dem Vortrag der Beklagten — beim Start der Software ein
ausdricklicher Hinweis auf die kostenpflichtige Nummer der Beklagten eingeblendet
wurde. Denn die Klagerin nutzte insoweit weder im Eigentum der Beklagten
stehende Leitungen noch ein ihr von der Beklagten gemachtes Angebot. Es ging ihr
vielmehr ausschlielich um den von dem webmaster angebotenen Intelligenztest.
Einen Vertragsschluss zwischen der Beklagten und der Kiagerin vermag die Kammer
vor diesem Hintergrund nicht festzustellen.

2) Zuzustimmen ist des weiteren den Ausfiihrungen des Amtsgerichts, dass die
Beklagte grundsatzlich eine erhohte Darlegungslast dafir trifft, dass nicht sie,
sondern ein Dritter den Intelligenztest angeboten hat. Unabhidngig davon, dass dies
mittlerweile unstreitig ist, kann von der Beklagten im vorliegenden Fall auch kein
weitarer Vortrag erwartet werden. Denn die Beklagte hatte gegentiber der Klagerin —
wie die Beweiswirdigung des Amtsgerichts ergeben hat — keinen Wissensvorsprung
im Hinblick auf die Identitdit des Betreibers der Software. Diesbezliglich kann
vollumfénglich auf die Ausfuhrungen des Amtsgerichts Bezug genommen werden.

3) Gemah der erstinstanzlichen Feststellungen ist der Klagerin auch der Nachwesis,
dass die Beklagte einen unseriésen dialer verwendet hat, ein entsprechender
Hinweis auf die Entgeltlichkeit des Intelligenztests unterblieben ist und der dialer die
0190er-Verbindung ohne Zustimmung der Klagerin aufbaute, nicht gelungen.

Die Klagerin konnte im vorliegenden Fall von der Beklagten letztlich auch keine
Sicherheitsvorkehrungen gegen den Missbrauch ihres dialers erwarten. Auch aus
diesem Gesichtspunkt ergibt sich keine Umkehr der Darlegungs- bzw. Beweislast.
Offen bleiben kann insoweit die Frage, ob eine Sicherung fur die Beklagte seinerzeit
technisch mdéglich gewesen ware, denn von einer Abrechnungssoftware als solcher
geht grundsatzlich keine Gefahr aus. Der Umstand, dass man sie entsprechend
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manipulieren kann, berechtigt nicht, der Beklagten erhdhte Sicherheitspflichten
aufzuerlegen, um einen Manipulation des dialers zu verhindern oder zumindest den
webmaster ermittein zu kdnnen. Denn die meisten Sachen oder Gegenstande — und
letztlich gilt das auch far Computerprogramme — kdnnen zweckentfremdet werden,
ohne dass man den Herstellern derartiger Gegenstande deshalb besondere
Sorgfaits- oder gar Produktbeobachtungspflichten auferiegen worden. Nichts
anderes kann fur Softwareprogramme gelten. Dies entspricht im Obrigen auch der
Wertung im Rahmen von § 8 TDG.

Es ist darber hinaus weder ersichtlich noch vorgetragen, dass derartige
SicherungsmaRnahmen gerade bei webdialern zum Standard gehodrten und die
Beklagte insoweit weniger getan hatte als aligemein Ublich. Ergdnzend ist zu
berucksichtigen, dass die Kidgerin selbst es zu verantworten hat, dass die
entsprechenden Verbindungsdaten auf ihnrem PC nicht mehr vorhanden sind und der
Anbieter insoweit nicht mehr ermittelt werden kann. Vor diesem Hintergrund bleibt es
bei der Darlegungs- und Beweislast der Kiagerin.

4) Zutreffend hat das Amtsgericht des weiteren ausgefihrt, dass die Beklagte zwar
grundsétzlich auch als Ubermittler entsprechende Sorgfaltspflichten treffen, die
Beklagte gemaf §§ 6, 7 TDG jedenfalls aber nicht verpflichtet ist, Uber das Internet-
Angebot eines Dritten zu informieren. Inwieweit sie Uber ihre eigene Leistung
ausreichend informiert hat ist in diesem Zusammenhang unerheblich, da der
Klagerin hieraus kein Schaden entstanden ist bzw. eine ausfihrliche Information
uber das Internet-Angebot der Beklagten den Schaden vorliegend nicht verhindert
hatte.

6) Auch aus §§ 8 Il, 9 TDG ergibt sich eindeutig, dass Diensteanbieter, die — wie im
vorliegenden Fall die Beklagte — nur die technischen, inhaltsneutralen Mdglichkeiten
zur Verfiugung stellen (im Unterschied zu Diensteanbietern, die die Ubermittlung
veranlassen, den Adressat auswidhien oder die ubermittelten Informationen
auswahlen oder verdndern), nicht fiir den Inhalt fremder Seiten gerade stehen bzw.
diese (iberwachen mussen.

Der Nachweis aber, dass die Beklagte selbst einen unseribsen dialer verwendet
hatte ist der Kligerin — diesbeziiglich kann auf die vorstehenden Ausfilhrungen
Bezug genommen werden — nicht gelungen.

6) Eine Zahlungsanspruch der Klagerin ergibt sich auch nicht aus §§ 346, 361 a Il
BGB aF., § 3 | FernAbsG analog. Dahinstehen kann insoweit, ob die von der
Klagerin yertretene‘ analoge Anwendung auf untergeschobene Leistungen, also
Leistungen, die nicht auf einem Vertragsschluss beruhen, der durch eine willentliche
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Entscheidung des Nutzers zustande gekommen ist, in Betracht kommt. Denn die
Beklagte ist weder Vertragspartner der Kidgerin noch ist der Kiagerin der Nachweis
gelungen, dass die Beklagte einen unseritsen dialer verwendet und der Kiagerin
eine entgeltliche Leistung als unentgeitliche untergeschoben hatte.

7) Auch die rechtlichen Ausfithrungen des Amtsgerichts zum Bereicherungsrecht
sind nicht zu beanstanden.

Zutreffend hat das Amtsgericht ausgefthrt, dass § 812 1 S. 1 1. Alt BGB mangels
Leistung der Klagerin an die Beklagte ausscheide. Denn die Klagerin wollte nicht an
die Beklagte, sondern allenfalls an die Firma netcologne bzw. den Anbieter leisten.

Auch ein Anspruch aus § 812 1 1 2. Alt BGB kommt nicht in Betracht. Denn von der
Zahlung der Klagerin befindet sich im Vermégen der Beklagten unstreitig nur noch
die Provision, die die Beklagte gegentber dem Anbieter einbehalten hat. Diese
Provision fuhrt aber nicht zu einer Bereicherung der Beklagten auf Kosten der
Kiagerin. Der Vermdgensverlust der Klégerin und der Vermégenszuwachs der
Beklagten beruhen namlich nicht auf einem einheitlichen Bereicherungsvorgang.
Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
Entscheidung des Amtsgerichts verwiesen. '

8) Im Hinblick auf § 823 BGB kann ebenfalls auf die Ausfithrungen des Amtsgerichts
varwiesen werden. Auch hier giit im Rahmen einer Verletzung des allgemeinen
Personilichkeitsrechts, dass diese jedenfalls nicht der Beklagten sondern
gegebenenfalls dem Anbieter des Intelligenztests anzulasten ware. Der Nachweis,
dass der dialer der Beklagten die 0190er Nummer ohne Zustimmung der Klagerin
anwahlte ist der Kldgerin — wie bereits festgestelit — nicht gelungen.

.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Die Entscheidung (iber die vorldufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 10 ZPO
analog, § 713 ZPO.
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Die Berufung der Kiagerin gegen das Urteil des
Amtsgerichts Monchengladbach vom 29.04.2003 wird
zurickgewiesen.

Die Klagerin tragt die Kosten des Berufungsverfahrens

Das Urteil ist vorlaufig volistreckbar.

Entscheidungsgriinde

- von der Abfassung des Tatbestandes wird unter Bezugnahme auf denn Tatbestand
der angefochtenen Entscheidung gemaR §§ 540 I Nr. 1, 313 a ZPO abgesehen -

Die Berufung ist zulassig Das Amtsgericht hat die Berufung gema®l § 511 Il Nr. 2
ZPO zugelassen. Sie wurde auch form- und fristgerecht eingelegt und begrundet, §§
517, 519, 520 ZPO.

i
Die Berufung ist jedoch nicht begrindet.

Die seitens des Amitsgerichts auf der Grundlage der erstinstanzlichen
Beweisaufnahme getroffenen Feststellungen sind von der Berufungsfiihrerin nicht
angegriffen worden und insoweit fir das Berufungsgericht bindend. Die auf dieser
tatsachlichen Grundlage futenden rechtlichen Ausfihrungen des Amtsgerichts sind
jedoch entgegen der Ansicht der Klagerin nicht zu beanstanden.

1) Rechtlich zutreffend hat das Amtsgericht ausgefithrt. dass zwischen den Parteien
_kein Vertragsverhaltnis besteht, da die Beklagte nicht Anbieterin des Intelligenztests
war. Die Ansicht der Kligerin, dass es sich um eine gemeinsame Vertragsleistung
des Intelligenztestanbieters und der Beklagten handele, Gberzeugt nicht. Denn die
Beklagte hat dem Anbieter des Intelligenztests und nicht etwa der Klagerin einen
webdialer als Abrechnungssoftware zur Verfugung gestellt. Nur der Anbieter des
Intelligenztests ist eine vertragliche Beziehung zur Klagerin eingegangen. Vom
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Empfangerhorizont der Klagerin als Internetnutzerin aus betrachtet wollte sie namlich
lediglich die Dienstleistung des webmasters in Anspruch nehmen, d.h. den vom
webmaster offerierten Intelligenztest durchfihren. Die Beklagte fungierte insoweit
nur als Vermittler und stelite dem Anbieter des Intelligenztests lediglich die
technischen Voraussetzungen zur Verfugung, um seine Leistung gegeniiber dem
Internetnutzer abrechnen zu konnen Die Beklagte selbst trat gegeniber dem
Nutzer, sprich der Klagerin, auch nicht als Inkassostelle auf. Die Beklagte stand
vielmehr ausschlie8lich in vertraglichem Kontakt zum webmaster und bot diesem
ihre technischen Leistungen gegen Zahlung einer Provision an.

Eine abweichende Bewertung ergibt sich auch nicht daraus, dass fur die Klagerin —
zumindest nach dem Vortrag der Beklagten — beim Start der Software ein
ausdricklicher Hinweis auf die kostenpflichtige Nummer der Beklagten eingeblendet
wurde. Denn die Klagerin nutzte insoweit weder im Eigentum der Beklagten
stehende Leitungen noch ein ihr von der Beklagten gemachtes Angebot. Es ging ihr
vielmehr ausschlielich um den von dem webmaster angebotenen Intelligenztest.
Einen Vertragsschluss zwischen der Beklagten und der Kiagerin vermag die Kammer
vor diesem Hintergrund nicht festzustellen.

2) Zuzustimmen ist des weiteren den Ausfiihrungen des Amtsgerichts, dass die
Beklagte grundsatzlich eine erhohte Darlegungslast dafir trifft, dass nicht sie,
sondern ein Dritter den Intelligenztest angeboten hat. Unabhidngig davon, dass dies
mittlerweile unstreitig ist, kann von der Beklagten im vorliegenden Fall auch kein
weitarer Vortrag erwartet werden. Denn die Beklagte hatte gegentiber der Klagerin —
wie die Beweiswirdigung des Amtsgerichts ergeben hat — keinen Wissensvorsprung
im Hinblick auf die Identitdit des Betreibers der Software. Diesbezliglich kann
vollumfénglich auf die Ausfuhrungen des Amtsgerichts Bezug genommen werden.

3) Gemah der erstinstanzlichen Feststellungen ist der Klagerin auch der Nachwesis,
dass die Beklagte einen unseriésen dialer verwendet hat, ein entsprechender
Hinweis auf die Entgeltlichkeit des Intelligenztests unterblieben ist und der dialer die
0190er-Verbindung ohne Zustimmung der Klagerin aufbaute, nicht gelungen.

Die Klagerin konnte im vorliegenden Fall von der Beklagten letztlich auch keine
Sicherheitsvorkehrungen gegen den Missbrauch ihres dialers erwarten. Auch aus
diesem Gesichtspunkt ergibt sich keine Umkehr der Darlegungs- bzw. Beweislast.
Offen bleiben kann insoweit die Frage, ob eine Sicherung fur die Beklagte seinerzeit
technisch mdéglich gewesen ware, denn von einer Abrechnungssoftware als solcher
geht grundsatzlich keine Gefahr aus. Der Umstand, dass man sie entsprechend
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manipulieren kann, berechtigt nicht, der Beklagten erhdhte Sicherheitspflichten
aufzuerlegen, um einen Manipulation des dialers zu verhindern oder zumindest den
webmaster ermittein zu kdnnen. Denn die meisten Sachen oder Gegenstande — und
letztlich gilt das auch far Computerprogramme — kdnnen zweckentfremdet werden,
ohne dass man den Herstellern derartiger Gegenstande deshalb besondere
Sorgfaits- oder gar Produktbeobachtungspflichten auferiegen worden. Nichts
anderes kann fur Softwareprogramme gelten. Dies entspricht im Obrigen auch der
Wertung im Rahmen von § 8 TDG.

Es ist darber hinaus weder ersichtlich noch vorgetragen, dass derartige
SicherungsmaRnahmen gerade bei webdialern zum Standard gehodrten und die
Beklagte insoweit weniger getan hatte als aligemein Ublich. Ergdnzend ist zu
berucksichtigen, dass die Kidgerin selbst es zu verantworten hat, dass die
entsprechenden Verbindungsdaten auf ihnrem PC nicht mehr vorhanden sind und der
Anbieter insoweit nicht mehr ermittelt werden kann. Vor diesem Hintergrund bleibt es
bei der Darlegungs- und Beweislast der Kiagerin.

4) Zutreffend hat das Amtsgericht des weiteren ausgefihrt, dass die Beklagte zwar
grundsétzlich auch als Ubermittler entsprechende Sorgfaltspflichten treffen, die
Beklagte gemaf §§ 6, 7 TDG jedenfalls aber nicht verpflichtet ist, Uber das Internet-
Angebot eines Dritten zu informieren. Inwieweit sie Uber ihre eigene Leistung
ausreichend informiert hat ist in diesem Zusammenhang unerheblich, da der
Klagerin hieraus kein Schaden entstanden ist bzw. eine ausfihrliche Information
uber das Internet-Angebot der Beklagten den Schaden vorliegend nicht verhindert
hatte.

6) Auch aus §§ 8 Il, 9 TDG ergibt sich eindeutig, dass Diensteanbieter, die — wie im
vorliegenden Fall die Beklagte — nur die technischen, inhaltsneutralen Mdglichkeiten
zur Verfiugung stellen (im Unterschied zu Diensteanbietern, die die Ubermittlung
veranlassen, den Adressat auswidhien oder die ubermittelten Informationen
auswahlen oder verdndern), nicht fiir den Inhalt fremder Seiten gerade stehen bzw.
diese (iberwachen mussen.

Der Nachweis aber, dass die Beklagte selbst einen unseribsen dialer verwendet
hatte ist der Kligerin — diesbeziiglich kann auf die vorstehenden Ausfilhrungen
Bezug genommen werden — nicht gelungen.

6) Eine Zahlungsanspruch der Klagerin ergibt sich auch nicht aus §§ 346, 361 a Il
BGB aF., § 3 | FernAbsG analog. Dahinstehen kann insoweit, ob die von der
Klagerin yertretene‘ analoge Anwendung auf untergeschobene Leistungen, also
Leistungen, die nicht auf einem Vertragsschluss beruhen, der durch eine willentliche
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Entscheidung des Nutzers zustande gekommen ist, in Betracht kommt. Denn die
Beklagte ist weder Vertragspartner der Kidgerin noch ist der Kiagerin der Nachweis
gelungen, dass die Beklagte einen unseritsen dialer verwendet und der Kiagerin
eine entgeltliche Leistung als unentgeitliche untergeschoben hatte.

7) Auch die rechtlichen Ausfithrungen des Amtsgerichts zum Bereicherungsrecht
sind nicht zu beanstanden.

Zutreffend hat das Amtsgericht ausgefthrt, dass § 812 1 S. 1 1. Alt BGB mangels
Leistung der Klagerin an die Beklagte ausscheide. Denn die Klagerin wollte nicht an
die Beklagte, sondern allenfalls an die Firma netcologne bzw. den Anbieter leisten.

Auch ein Anspruch aus § 812 1 1 2. Alt BGB kommt nicht in Betracht. Denn von der
Zahlung der Klagerin befindet sich im Vermégen der Beklagten unstreitig nur noch
die Provision, die die Beklagte gegentber dem Anbieter einbehalten hat. Diese
Provision fuhrt aber nicht zu einer Bereicherung der Beklagten auf Kosten der
Kiagerin. Der Vermdgensverlust der Klégerin und der Vermégenszuwachs der
Beklagten beruhen namlich nicht auf einem einheitlichen Bereicherungsvorgang.
Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die
Entscheidung des Amtsgerichts verwiesen. '

8) Im Hinblick auf § 823 BGB kann ebenfalls auf die Ausfithrungen des Amtsgerichts
varwiesen werden. Auch hier giit im Rahmen einer Verletzung des allgemeinen
Personilichkeitsrechts, dass diese jedenfalls nicht der Beklagten sondern
gegebenenfalls dem Anbieter des Intelligenztests anzulasten ware. Der Nachweis,
dass der dialer der Beklagten die 0190er Nummer ohne Zustimmung der Klagerin
anwahlte ist der Kldgerin — wie bereits festgestelit — nicht gelungen.

.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Die Entscheidung (iber die vorldufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 10 ZPO
analog, § 713 ZPO.
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